Commiſſionsantrag hervorgegangen ſei. (Bravo.) 
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Expedition Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Boſt⸗ 
Unſtalten Beftellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 
8 einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Nr. 598. Mittag: Ausgabe. 


Vierundvierzigſter Jahrgang. — Verlag von Eduard Trewendt. 


Dinstag, den 22. Dezember 1863. 


f Telegraphiſche Depeſche. 

Stockholm, 20. Dez. Die „Poſt⸗Ztg.“ enthält einen halboffi⸗ 
tiellen Artikel, in welchem dargethan wird, daß die Regierung ſich nicht 
zurückgezogen habe und keine andere Stellung als früher einnehme. 
FAT ARBATRT. 7.27 oa Lake ER FETTE EEE LEE NETT UT ES LET EEE ET EEE ET, TEN UHR 


Preußen. 
Candtags⸗ Verhandlungen. 
7. Sitzung des Herrenhauſes (21. Dezember). 

Die Tribünen ziemlich beſetzt; im Saale zwiſchen achtzig bis 1 
glieder anweſend. Am Miniſtertiſche: die Miniſter v. Bismarck, v. Bodel⸗ 
ſchwingh, Graf Itzenplitz, Graf zur Lippe, v. Selchow. } ; 

Präſident Graf Eberhard zu Stolberg Wernigerode eröffnet die 
Sitzung gegen 11% Uhr mit den gewöhnlichen geſchäftlichen Mittheilungen. 
— Als erbliches Mitglied iſt in das Haus der Fürſt von Pleß, Hans Hein⸗ 
rich XI., Graf v. Hochberg, Freiherr v. Fürſtenſtein, eingetreten und wird 
vom Präſidenten unter Hinweis auf die Verdienste ſeines dahingeſchiedenen 
Vaters (derſelbe war Präſident des Herrenhauses) und in der Hoffnung be 
grüßt, daß auch er fleißig an den Berathungen des Hauſes theilnehmen 
werde. Fürft von Pleß und Herr von Beurmann leiſten darauf den vorge⸗ 
ſchriebenen Verfaſſungseid. 

Das Haus tritt nunmehr in die Tagesordnung, die Adreßberathung, 
ein. Der Präſident theilt mit, daß von einigen Herren ein noch nicht genüt- 
gend unterſtütztes Amendement geſtellt worden ſei, welches dahin gehe, ſtatt 
des Adreßentwurfs der Cemmiſſton einen andern Entwurf anzunehmen, deſſen 
Saffung darauf vom Schriftführer verleſen wird, der jedoch nicht die genü⸗ 
gende Unterſtützung findet. Es erheben ſich zur Unterſtützung u. A. die 
Herren Camphauſen, v. Gruner, Dr. Tellkampf, Graf Pork u. ſ. m. { 

Herr v. Meding empfiehlt als Berichterſtatter mit kurzen Worten die 
einſtimmige Annahme des Adreßentwurfs der Commiſſion, der ſich von dem 
urſprünglichen Graf Arnim'ſchen Entwurfe nur in wenigen Punkten unter⸗ 
ſcheide; die betr. Abänderungen bezwecken nur, die Anſichten des Herrenhau⸗ 
ſes in dieſer Frage ſchärfer zu präciſiren. 

Graf v. . (als Antragſteller): Durch den uner⸗ 
warteten Tod des Königs von Dänemark ſei hinſichtlich Schleswig⸗Holſteins 
die Succeſſionsfrage und mit ihr die allgemeine Aufregung in Deutſchland 
entſtanden. . Dieſer letzteren und den Meinungsäußerungen anderer Landes⸗ 
Vertretungen gegenüber habe das Herrenhaus eine gerechtfertigte Zurückhal⸗ 
tung beobachtet, gerechtfertigt durch die dreifache Rückſicht, daß Preußen die 
londoner Verträge unterzeichnet habe, daß es als Mitglied des deutſchen 
Bundes Bundespflichten zu erfüllen habe, und daß es als natürlicher Vor⸗ 
kämpfer Deutſchlands in einem Kriege auch dem erſten Anlaufe des Gegners 
ausgeſetzt ſei. Deshalb dürfe die Landesvertretung die Regierung nur beglei⸗ 
ten, nicht aber ihr den Weg beengen oder gar vorſchreiben und. dadurch 
ihr die Hände binden. Nun aber dränge ſich, nach Erlaß der Adreſſe ſeitens 
des Abgeordnetenhauſes, die Beſorgniß auf, es könne zum erſtenmale in 
Preußens Geſchichte die Landesvertretung der Krone die Mittel für nothwen⸗ 
dige kriegeriſche Maßregeln verſagen — und er bitte das Haus, nur aus 
dieſem Gefühle heraus zu handeln, wie denn aus ebendemſelben auch der 
Die vorliegende Frage 
fordere genaue Kenntniß der Momente, von denen doch manche der Landes⸗ 
Vertretung ganz unzugänglich ſeien; deshalb vermeide der Antrag die poli⸗ 
tiſche Frage und halte ſich nur an de der Landesvertretung vorliegende 
Frage der Bewilligung der Anleihe, Eine neue Phaſe trete ein, wenn 
unſere Truppen Widerſt and fänden, und abermals eine neue, wenn na 
zehn Tagen die däniſche Reichsverfaſſung durchgeführt würde. Darum dürfe 
auch Niemand ſich herausnehmen, beſtimmen zu wollen, ob jetzt ſchon für 
die Krone der Moment zu beſtimmtem Handeln gekommen ſei; das ſei ihr 
ſelber zu überlaſſen. * 5 

Die Frage, ob Execution, ob Occupation, ſei eine müſſige, über⸗ 
haupt eine Frage der Zukunft. Eine Brage a he er aber ſei 
die: „Wenn ein deutſches Bundesland, welches berufen ſei, die Rechte eines 
andern Bundeslandes zu ſchützen, ſich zur Erfüllung dieſer Pflicht anſchickt, 
kann dann die Landesvertretung mit gutem Gewiſſen der Krone jagen: i 
gebe dir keine Mittel, weil du dieſes Miniſterium behälſt und weil du nicht 
meine Politik befolgſt?“ Er müſſe darauf mit einem entſchiedenen „Nein“ 
antworten. Der formelle Einwand, das Herrenhaus hätte mit ſeiner Er⸗ 
klärung warten ſollen, bis das andere Haus die Finanzvorlage berathen 
17275 ſei nicht zutteffend, denn wie das Abgeordnetenhaus in ſeinem 

echte geweſen ſei, indem es der Entſchließung über die Finanzvorlage An⸗ 
ſtand gegeben und eine Adreſſe an den König gerichtet habe, ſo ſei auch das 
Herrenhaus in ſeinem Rechte, wenn es in einer Adreſſe ſeine Grundſätze 
und ſeine Anſichten über die Pflichten der Landesvertretung im vorliegenden 
pr darlege. Es handle ſich nicht um eine Discuffion, ſondern nur darum, 

ünſche der Regierung gegenüber auszuſprechen; man 1 nicht 
eingreifen in ihre Action, und der Antrag beruhe auf dem Grundgedanken, 
es ſei die Pflicht der Landesvertretung, den Geldbedarf im iger 
wärtigen Falle der Staatsregierung unbedingt zu bewilligen. 

Was den materiellen Theil des Antrages angehe, jo bitte er, alle 
Sympathien und alle Antipathien für Schleswig⸗Holſtein fernzuhalten, nur 
Preußens Stellung ins Auge zu faſſen und ſich ſcharf die Frage ſtellen: 
„Soll das Haus die Bewilligung an Bedingungen knüpfen?“ — Zur 
Sache ſelbſt giebt der Redner ein hiſtoriſches Expoſs der Vorgange am 
Bundestage und in Dänemark ſeit dem 1. Oktober d. J. und ſchließt daſſelbe 
mit den Worten: der Dänenkönig könne ſich nicht in dem Irrthume befin⸗ 
den, als wäre durch eine friedliche Löſung der Executionsfrage ſein Suc⸗ 
ceſſionsrecht in den Herzogthümern ſchon anerkannt. — Redner fährt 
ſodann fort: Die Regierungsgewalt in den Herzogthümern und der Rechts- 
ſchutz derſelben gehe mit der Beſetzung in die Hand des deutſchen Bundes 
über; ſollten die deutſchen Truppen Widerſtand finden, dann würden ſie 
nicht mehr an der Elbe ſtehen, ſondern an der Eider. Zu ſolchem Ende 
fordere der Bund preußiſche Streitkräfte, und da Preußen nicht im Voraus 
ermeſſen könne, ob nicht auch noch andere Punkte Deutſchlands Schauplatz 
des Kampfes werden würden, ſo müſſe es auch für einen ſolchen Fall ſeine 
Maßregeln treffen. Dazu fordere nun die Krone Geldmitt el; den 
Staats] . wolle und dürfe fie nicht angreifen, weil dieſer beſtimmt ſei, 
für weiter gehende, große Eventualitäten bereit zu liegen und Preußen ſchlag⸗ 
fertig zu erhalten. 5 N 

Wie habe hier die Landesvertretung ihre Pflicht gegen Krone un“ Vater⸗ 
land aufzufaſſen? Seit zehn Jahrn liege Deutſchland die Erfüllung einer 
n ob; und in dem Augenblicke, da zur Erfüllung derſelben die 

rmee ſich auf dem Marſche befinde, ohne noch durch das Parteigetriebe ver⸗ 
dumpft und verdummt zu ſein, in dieſem Augenblicke könne, dürfe man die 
Krone Preußens nicht ndern in einer militäriſchen That. Soll der König 
nicht die nöthigen Mittel, fol er kein Geld für die Kriegführung von der 
Volksvertretung erhalten können, wenn die Söhne des Landes bereit ſind, 
ihr Blut einzuſetzen? Das iſt ein Gedanke, den ich nicht zu faſſen vermag. 
Leohaftes Bravo.) Noch ein Wort: Niemand ſtelle ſich über die 
Parte, aber Jeder ſtelle das Vaterland höher als die Partei 


Dr. Tellkampf: Wenn die vorliegende Adreſſe ausſpräche, daß das 
hohe Haus zur Verwirklichung einer nationalen Politik in der ſchleswig⸗hol⸗ 
ſteiniſchen Frage alle erforderlichen Mittel zur Verfügung ſtellte, jo würde ich 
derſelben mit Freuden zuſtimmen; — da die Adreſſe jedoch die entgegenge⸗ 
ſetzte Tendenz verfolgt, Y werde ich gegen dieſelbe fttmmen, Der Herr Vor⸗ 
redner hat, A weit ich ihn verſtanden habe, ausgeführt, daß die Adreſſe die 
bisherige Politik des Miniſteriums unterſtützt, das Miniſterium will aber den 
londoner Vertrag aufrecht erhalten, wonach der König von Dänemark Herr⸗ 
ſcher in Schleswig⸗Holſtein werden ſoll, und fordert zu dieſem Zwecke Geld⸗ 
mittel. Der londoner Vertrag verletzt die Rechte des deutſchen Bundes, der 
deutſchen Her 1e Schleswig⸗Holſtein und der Agnaten und iſt von allen 
dieſen wirklich Berechtigten niemals anerkannt. Das Völkerrecht erklärt einen 
Vertrag für nichtig, wenn durch denſelben die Rechte eines Dritten verletzt 
werden ſollen. Der londoner Vertrag iſt daher nichtig, denn die Unter⸗ 
zeichner deſſelben waren nicht befugt, über die Rechte Dritter, über welche 
ihnen keine Verfügung: zuftafto, Zeſttamungen zu treffen. Wenn man den⸗ 
noch Geldmittel gewähren wollte zur Durchführung dieſes nichtigen Vertrages, 
ſo würde man ſich zum Mitſchuldigen eines großen Unrechts machen. Ich 


* 


5 Bravo). 


acceptire den Ausdruck der Adreſſe: „daß der Bund dem Vertragsbruch 
Dänemarks gegenüber zur That ſchreite“, aber ich meine, daß man aus 
dieſem Vertragsbruche mindeſtens die Folgerung ziehen könne, daß Preußen 
ſofort vom londoner Vertrage zurücktreten und das Erbrecht in den deut⸗ 
ſchen Herzogthümern zur Entscheidung der dortigen Stände und des deutſchen 
Bundes bringen müſſe 

Bekanntlich git nach dem Völkerrecht die allgemein anerkannte Rechts⸗ 
norm, daß der Vertragsbruch des einen Theils dem andern Theile die 
Wahl giebt, ob er die Erfüllung erzwingen oder auch ſeinerſeits von dem 
Vertrage zurücktreten will. Nach dem Vertragsbruche Dänemarks ſteht es 
alſo Preußen frei, von dem Vertrage zurückzutreten. Es iſt der friedlichſte 
Weg, den es einſchlagen kann. Dänemark kann ſich nicht darüber beſchweren; 
der londoner Vertrag iſt kein Garantievertrag, die Unterzeichner haben keine 
gegenſeitige Verpflichtung zur Anerkennung übernommen. Hieraus folgt, 
daß die Mitunterzeichner das Recht Preußens, von dem londoner Vertrage 
zurückzutreten anerkennen müſſen. Nach dem Völkerrechte würde alſo dieſes 
Zurücktreten Preußens ein erlaubter friedlicher Akt fein, der nicht als casus 
belli betrachtet werden kann. Wie ein ſolcher Schritt uns mit einem Kriege 
ſeitens der Großmächte bedrohen ſoll, iſt daher nicht erſichtlich. Im Gegen⸗ 
theil ſcheint die Lage zur friedlichen Löſung der ſchleswig⸗holſtein'ſchen An⸗ 
gelegenheit im nationalen Sinne günſtig zu ſein. Denn Rußland, wel⸗ 
ches am meiſten bei der Sache wegen ſeiner eventuellen Erbanſprüche intereſ⸗ 
ſirt iſt, iſt gegenwärtig fo ſehr durch die Revolution in Polen und ſeine 
finauziellen Verlegenheiten gehemmt, daß es nicht im Stande iſt, Krieg zu 
führen. Es iſt bekannt, daß es deshalb in Kopenhagen im Sinne einer 
ſcheinbaren Nachgiebigkeit wirkt. England ferner weiß, wie innig ſeine In⸗ 
duſtrie mit der deutſchen verwebt iſt, welche 7 Werthe ihm verloren 
geben und welche Stockungen ſeine Induſtrie erleiden würde, wenn es einen 
fange mit Deutſchland begönne. Daher wird es dieſen nicht ſo leicht an⸗ 
angen. \ { F 

England muß man daran erinnern, daß das Verhältniß zwiſchen Schles⸗ 
wig⸗Holſtein und Dänemark daſſelbe iſt, wie einſt zwiſchen Hannover und 
England; daß beide nur in Perſonalunion zu ihren früheren Herrſchern ſtan⸗ 
den, daß in ihnen nur der Mannsſtamm nach altem deutſchen Rechte herrſcht, 
daß die nächſtberechtigte Linie des Mannsſtamms in Holſtein die Auguſten⸗ 
burger iſt, und daß nach demſelben Erbrecht der Herzog von Cumberland 
König von Hannover wurde, als die Königin Victoria den Thron von Eng: 
land beſtieg. Da England dieſes Erbrecht hinſichtlich Hannovers ohne Ein⸗ 
rede anerkannt hat, wie ſollte es daſſelbe Recht einem andern deutſchen 
Stagte durch Krieg ſtreitig machen wollen? Es würde damit nur dem In⸗ 
tereſſe Rußlands dienen; denn wenn es jetzt gelänge, die nächſt berechtigte 
Linie des Mannsſtammes der Auguſtenburger auszuſchließen, ſo würde das 
eventuelle Erbrecht der ruſſiſchen Linie bedeutend näher rücken; — ſie hat 
hierauf für den Fall des Ausſterbens der Glücksburger Linie nicht verzichtet; 
— die Beſorgniß wäre begründet, daß einſt Kiel ein ruſſiſcher Hafen würde, 
und daß dann Preußen mit feinen langen Oſtſeeküſten in die traurigſte Abs 
hängigkeit von Rußland geriethe. Würde dieſes für England wünſchens⸗ 
werther ſein, als wenn Kiel der Hafen eines deutſchen Herzogtbums wäre? 
England wird endlich nicht vergeſſen können, daß Deutſchland ein natürlicher 
Bundesgenoſſe Englands ift, und daß dieſe Bundesgenoſſenſchaft für beide 
Länder ſtets gunſtig geweſen iſt, wie die Geſchichte zeigt; daß dagegen Däs 
nemark noch in den letzten europäiſchen Kriegen ihm feindlich — ge⸗ 
ſtanden hat. — Was ferner Frankreich betrifft, ſo iſt zu beachten, daß 
das Kaiſerthum, welches auf dem allgemeinen Wahlseht beruht, nicht wohl, 
ohne mit ſeinem Grundprinzip in Widerſpruch zu gerathen, dem Volke und 


ch W von Schleswig und Holſtein ihr Recht beftreiten könnte, für ihr. 
e 


zur Anerkennung ihres Herzogs ihre Stimme abzugeben. 

Dieſe Angelegenheit iſt außerdem eine nationale geworden, und dem 
Nationalitätsprincipe würde Frankreich nicht feindlich in Deutſchland 
entgegentreten können, während es daſſelbe überall ſonſt ſchützt. Daneben iſt 
für uns die jetzige Spannung zwiſchen Frankreich und England günſtig. 

Was endlich Oeſterreich betrifft, jo iſt es als Bundesmacht ebenſowohl 
wie Preußen verpflichtet, für das Recht des Bundesſtaates Holſtein einzu⸗ 
ſtehen. Es kann dieſer nationalen Angelegenheit nicht feindlich entgegentreten, 


ch wenn ſich Preußen derſelben annimmt, denn es würde allen Einfluß in 


Deutſchland verlieren und würde ſich mit demſelben dauernd perſeinden. Dies 
kann es alleinſtehend nicht wagen, denn bei der Minderzahl ſeiner deutſchen 
Bevölkerung, den nichtdeutſchen Völkerſchaften gegenüber, kann es ſeines An⸗ 
ſehens in Deutſchland nicht entbehren. Führte Preußen die nationale Ange⸗ 
kegenhrit, jo. könnte ſich Oeſterreich dagegen und gegen Preußen nicht wenden. 
Die Lage ſcheint daher ſehr günſtig zu ſein, um das Recht in Holſtein und 
damit auch in Schleswig, welches mit ihm untrennbar verbunden iſt, zur 
Anerkennung zu bringen. Wenn die beſchloſſene Bundes⸗Execution vollſtreckt 
ſein wird, ſo muß ſofort über das Erbrecht durch die Stände der Herzog⸗ 
thümer und den deutſchen Bund Entſcheidung getroffen und dem von dieſen 
anerkannten Erben die Erbſchaft übertragen werden. Es kann dies hoffentlich 
ohne Krieg geſchehen. Eine ſolche friedliche Löſung würde einer kriegeri⸗ 
ſchen vorzuziehen ſein. Sollte aber irgend eine 1 1 Macht Krieg begin⸗ 
nen wollen, weil der deutſche Bund deutſches Recht in ſeinen inneren Ange⸗ 
legenheiten verwirklicht, ſo iſt der Bund als Geſammtmacht nach Artikel 35 
der wiener Schlußakte verpflichtet, für die Unabhängigkeit und Unverletzlich⸗ 
keit der einzelnen Bundesſtaaten den Krieg zu führen. Sollte dieſer Fall 
ng dann würde natürlich der Landtag alle nothwendigen Mittel be- 
willigen. 

Für die Verwirklichung des Rechts ſind dann 40 Millionen Deutſche ein⸗ 
mätbig bereit, einzuſtehen; ein für eine nationale Angelegenheit begeiſtertes 
einiges Volk in Waffen iſt unbeſiegbar, und Preußen an ſeiner Spitze wird 
es zum Siege führen, zu ſeinem und Deutſchlands Heile. 

Dr. Brüggemann bemerkt thatſächlich, die Behauptung des Vorredners, 
daß der Zweck der Zweck der Adreſſe ſei, fur die Aufrechterhaltung des lon⸗ 
doner Protakolls einzutreten und den Erbprinzen von Auguſtenburg von 
der Erbfolge auszuſchließen, könne er nicht begreifen; weder der Wortlaut 
der Adreſſe, noch die Ausführungen des Grafen Arnim ließen eine ſolche 
Auffaſſung 7 (Bravo.) 

Dr. Zelltampf (perſönlich): Er habe den Grafen Arnim fo verſtanden, 
daß derſelbe der Regierung für alle Fälle, alſo auch für den der Auf⸗ 
rechterhaltung des londoner Protokolls, die von ihr verlangten 
Mittel bewilligen wolle. Sein Standpunkt und der ſeiner Freunde ſei aber, 
daß ſie für die Aufrechterhaltung des londoner Protokolls kein Geld be⸗ 
willigen könnten. — Graf v. Arnim bittet den Vorredner, fein Urtheil 
über das, was er (Redner) Plant und 5 habe, bis dahin auszuſetzen, 
wo er den ſtenographiſchen Bericht geleſen habe; der, denke er, werde ihn 
vollſtändig vom Gegentheil deſſen unterrichten, was er behauptet habe. 
(Bravo und Klatſchen.) 1 
„Miniſterpräſident v. Bismarck (viele Mitglieder treten an den Miniſter⸗ 
tiſch und bilden dort um den Miniſterpräſidenten einen Halbkreis): Die Auf⸗ 
faſſung des Vorredners über die europäiſche Politik erinnert mich lebhaft an 
den Eindruck, den ein Bewohner der Ebene empfängt, der zum erſtenmal eine 
Gebirgslandſchaft betritt. Sieht er einen Berg vor ſich, ſo erſcheint ihm 
nichts leichter, als 1. 15 Gipfel zu erſteigen; er braucht dazu keinen Führer; 
er ſieht den Weg klar und offen vor ſich liegen. Macht er ſich aber auf den 
Weg, jo ftößt er auf Schluchten, über die in der Politik auch die beſte Rede 
nicht hinweghilft. Abel ſehr gut.) Der Herr Vorredner beruhigt uns mit 
Worten wie: „es iſt befannt, daß Rußland augenblicklich Nichts leiſten kann; 
es iſt erſichtlich, daß Oeſterreich dies und das nicht thun kann; England 
weiß ſehr wohl, was ſeine Intereſſen fordern; Frankreich kann nicht offen 

egen das Nationalitätsprinzip auftreten u. ſ. w.“ Wenn wir dieſen Ver⸗ 
icherungen Glauben ſchenken wollten, wenn wir den politiſchen Ueberblick des 
Vorredners höher anſchlagen wollten, als unſer amtliches Urtheil und wir 
handelten auf dieſe Gefahr Din und es käme trotz der Vorausſicht des Vor: 
redners Preußen in eine iſolirte und wegen dieſer Iſolirung gefährliche, ja 
demüthigende Lage, könnten wir uns damit entſchuldigen, daß wir ſagten: 
wir haben das vorausgeſehen, aber im Vertrauen auf das, was der Herr 
Vorredner geſagt, haben wir geglaubt, er müſſe das beſſer wiſſen. (Große 
Heiterkeit, ſehr gu) 

Kann er verlangen, daß wir ihm fo viel Gewicht beilegen, um zu thun, 
was er wünſcht? Wir verlangen für jede amtliche Function, ſelbſt für die 
eines Unteroffiziers, ſchwere Examina, oder doch eine practiſche Durchbildung; 
aber die hohe Politik kann bei uns ein Jeder treiben; es iſt nichts leich⸗ 


Abgeordnetenhauſes zwiſchen den Zeilen herausleſen. Das Haus dürfe des⸗ 
halb nicht abwarten, bis im anderen Hauſe ein Beſchluß gefaßt ſei. Der 
Zweck der Adreſſe ſei aber vornehmlich, daß ſich auch das Herrenhaus für 
den Fall, daß wider Erwarten das andere Haus die Creditforderung ablehnte, 
über ſeine Stellung zu der Sache ausſpreche. Ein fernerer Zweck der Adreſſe 
ſei, dem andern Hauſe die Mahnung zuzurufen, daß es ſich die Sache zwei 
und dreimal überlege. Durch eine Ablehnung der Creditbewilligung werde 
es nicht das conſtitutionelle Leben fördern, ſondern ſeine Fundamente unter⸗ 
graben. — Redner geht darauf zu einem ausführlichen hiſtoriſchen Expoſs 
übee, in welchem er ſich ſowohl über die Frage der Selbſtändigkeit wie die 
der Erbfolge verbreitet. 

Dr. Tellkampf (perſönlich): Der Hr. Miniſterpräſident hat mich zu 
einer Erwiderung veranlaßt. as ich geſagt, habe ich zur Begründung 
angeführt, weshalb ich der vorliegenden Adreſſe nicht zuſtimmen kann; und 
ich habe dieſes gethan, weil ich es für meine heilige Pflicht halte, in dieſer 
wichtigen Sache das auszuſprechen, was ich für wahr halte. Ich glaube 
damit auch der Pflicht nachgekommen zu ſein, die mir als Vertreter einer 
Univerſität in dieſem hohen Haufe obliegt. Außerdem fühlte ich mich dazu 
verpflichtet, weil mein ganzes Leben als Profeſſor der Staatswiſſenſchaften 
dem Studium der Politik gewidmet iſt; und ich möchte den Hrn. Miniſter⸗ 
präſidenten fragen, ob er glaubt, daß er, als er Deichhaupt mann, die 
politiſche Carriere begann, mehr von den Staatswiſſenſchaften wußte, als ein 
Profeſſor dieſer Wiſſenſchaft? Soviel was die Theorie des Hrn. Miniſter⸗ 
präſidenten betrifft. Ich will ſehr gern zugeben, daß in der Praxis der 
Hr. Miniſterpräſident in ſeiner politiſchen Laufbahn Erfahrungen gemacht 
und einen Ueberblick gewonnen hat, wie man ſie vom Studirzimmer aus in 
dem Umfange nicht erwerben kann. Ich habe dem Hrn. Miniſterpräſidenten 
aber auch gar nicht Rath ertheilen wollen. Was die Praxis des Herrn 
Miniſterpräſidenten betrifft, ſo muß ich jedoch darauf hinweiſen, daß die 
große Majorität des deutſchen Volkes nach deſſen öffentlichen Stimmen damit 
nicht übereinſtimmt (Lauter Widerſpruch, Ruf: Oho l), daß die Majorität 
844 9175 für Preußen und für Deutſchland verderblich hält (Schallendes 
Gelächter). 

Winifierpräfident v. Bismarck: Ich beftreite die Vertrautheit des Herrn 
Vorredners mit der politiſchen Theorie in keiner Weife; er hat ſich aber 
auf das Gebiet der Praxis begeben, indem er mit voller Sicherheit uns 


Mittheilungen darüber gemacht hat, was jedes einzelne europäiſche Kabinet 


in dieſer Frage wahrſcheinlich thun werde; das ſind Dinge, von denen ich 
eben glaube, daß ich fie beſſer kenne, und dieſer Ueberzeugung babe ich 
Ausdruck gegeben. Der Herr Vorredner beruft ſich auf ſeine langjährige 
theoretiſche Thätigkeit in der Politik als Univerſitätsprofeſſor; wenn der Herr 
Redner nur ein einziges Jahr in der praktiſchen Politik, vielleicht als vor⸗ 
tragender Rath im auswärtigen Miniſterium, gearbeitet hätte, ſo würde er 
ſolche Dinge, wie er fie heute zur Unterſtützung feiner Anſichten auf der Tri⸗ 
büne gejagt bat, nicht ausgeſprochen haben, und ſein Rath würde nach die⸗ 
ſem einen Sabre Praxis ganz anders für mich ins Gewicht fallen, als der 
eines Profeſſors, der zehn Jahre und länger auf dem Katheder docirt hat. 
(Sehr gut, Bravo und Heiterkeit.) 

Graf Reventlow ſpricht zunächſt ſeine Hochachtung für das holſtein ſche 
Volk aus, welches treu und feſt für deutſche Sitte und deutſches Recht kämpfe 
und ſein gutes Recht von ſeinen Vätern geerbt habe. Er ſei gegenwärtig 
Preuße, und zwar aus freier Wahl, er habe ſich dazu entſchloſſen, weil er 
die Ueberzeugung habe, daß Preußens Ehre und Machtſtellung zur Ehre 
und Macht Deutſchlands und zur Herſtellung der Nationalität in den Her⸗ 
ac nothwendig ſei. Er ſei gegen eine Adreſſe. Wenn nicht etwas 
Beſonderes zu ſagen wäre, jo ſei es beſſer, keine Adreſſe zu erlaſſen, 
und in dem vorgelegten Entwurfe habe er nichts Beſonderes gefunden. Die 
Adreſſe habe eine finanzielle und eine politiſche Seite. Die letztere 
ſpreche aus: „daß, wenn das andere Haus die Mittel nicht bewilligen wolle, 
man ſich an die Opferbereitſchaft des Volkes wenden ſolle.“ Dieſer Satz ſei 
zu bezweifeln, er ſei nicht conſtitutionell. N 

Er müſſe ‚gefichen, er halte daran feſt, daß das Abgeordnetenhaus die Gel⸗ 
der doch bewilligen werde; ſollte dies nicht der Fall en, dann treibe das 
Haus Mißbrauch mit dem Rechte der Steuerbewilligung (Bei⸗ 
fall), denn dieſes Recht ſei ihm gegeben, um den Staat zu erhalten, und 
nicht, um ihn lahm zu legen. (Sehr richtig.) Treibe das Haus Mißbrauch 
mit dieſem Rechte, dann habe das Miniſterium das Recht und die Pflicht, 
das Haus aufzulöſen und dann ſei es Zeit, zu einer Appellation an 
das Volk, nicht zu freiwilligen Beiträgen, ſondern zur Wahl 
patriotiſcher Abgeordneten, und er ſei überzeugt, daß das preußiſche 
Volk dieſer Appellation Folge geben werde. Der Redner beleuchtet hierauf 
die einzelnen Sätze der Adreſſe und behauptet, daß Schleswig auch zu ſeinem 
Fürſtenrechte kommen werde, wenn es zu ſeinem vollen Rechte komme. In 
Schleswig⸗ĩHolſtein ſei das Recht des Fürſten und das Recht des Landes 
eins, fie bedingten ſich gegenſeitig. Darum halte Schleswig⸗Holſtein feſt an 
ſeiner alten Verfaſſung, und ſchütze und ehre dieſelbe als eigenes Recht in 
dem Rechte ſeiner Fürſten. Der Redner weiſt alsdann nach, daß der jetzige 
König von Dänemark auf die Herzogthümer durchaus keine Erbanſprüche 
habe, weder nach dem alten Landesrechte, noch nach dem däniſchen Königs⸗ 

eſetze, noch nach dem londoner Protokoll. Das Erbfolgegeſetz des Königs 
Friedrich VII. ſei nur ein Entwurf, der nie die Zuſtimmung der Stände 
der Herzogthümer erhalten habe, auch nie in denſelben publizirt worden ſei. 
Die Verträge von 1851 und 1852 ſtänden im Widerſpruch mit dem na⸗ 
tionalen Intereſſe und mit der Natur der Sache. Es ſei in der Adreſſe ſo 
dringend wie moglich auszuſprechen, daß nicht auf dieſe Verträge hin weiter 
verhandelt, und daß für ſie kein Tropfen deutſchen Bluts vergoſſen würde. 
Sei die Lage ſo, daß man nicht erwarten dürfe, das gute Recht mit ſtarker 
Hand e zu ſehen, ſo ſei wenigſtens darum zu bitten, daß die 
Verträge von 1851 und 1852 kaſſirt würden. Dazu habe der deutſche Bund 
unbedingt ein Recht; ſei er in dieſem Augenblick nicht ſtark genug, Weilers 
u thun, jo möge man die weitere Entſcheidung der Zukunft überlaſſen. 

enn Deutſchland auf dieſe Verträge aber den Friedensſchluß baue und 
demſelben eine größere Ausdehnung gebe, dann ſei er der Meinung, es con⸗ 
trahire eine Schuld für die Gegenwart, die die Zukunft nicht löſen könne. 
Die Kämpfe würden fortdauern, ſo lange noch ein Tropfen deutſches Blut, 
jo lange noch eine deutſche Zunge in den Herzogthumern ſei. 

Er kenne vie Abſicht der Regierung nicht, fie habe ſich nicht ausgeſprochen, 
aber der hohe Lenker unſeres Staatsſchiffes könne ſchon Beſchluß gefaßt bar 
ben. Dabei falle ihm ein ſchönes Lied von Uhland ein: „Kaiſer Karl's 
Meerfahrt.“ Es heiße daſelbſt am Schluſſe: 

„Der Kaiſer Karl ſaß im Schiff, 

Er hat kein Wort geſprochen; 

Er lenkt das Steuer mit ſtarker Hand, 

Bis ſich der Sturm gebrochen.“ 

Er wünſche, daß die Mißtöne, welche ſo oft preußiſche Ohren und Herzen 
zerreißen, aufgingen in dem Jubelgeſang: „Heil Dir im Siegerkranz.“ (Bravo.) 

Herr v. Below glaubt in der vorliegenden Angelegenheit eine Sti 
aus dem betheiligten Lande ſelber ae 5 ag 
jeien Worte eines Mannes, welcher nur in däniſchen Dienften geſtanden 
babe. Mit Erlaubniß des Präfiventen verlieſt hierauf der Redner ohne den 
Namen des Briefſchreibers zu nennen, ein Privatſchreiben aus Holſtein, 
deſſen Inhalt dabin lautet, daß die Anſichten über die londoner Verträge im 
Lande durchaus getheilt ſeien, daß man ſein Urtheil ſuspendire, bis man 
wiſſe, ob. Execution, ob nicht; daß das Verlangen, von Dänemark ganzlich 
los zu ſein, keineswegs ein unbedingt allgemeines ſei; die Kundgebungen 
des Prätendenten hätten bis jetzt wenig Anklang gefunden. — Das Los⸗ 
reißen der Herzogthümer von Dänemark werde ſtets ein gewaltſames, das 
Durchſchneiden jener ein noch gewaltſameres ſein. — Auch für ihn ſei es 
gleichbedeutend, ob Execution, ob Occupation; ein Erbfolgegeſetz ſei für den 
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Augenblick noch nicht feftzuftellen, da ja ausgemacht fei, daß drei Präten⸗ 
denten vorhanden ſeien. Eine organifire, das . inzip der Kabebt be⸗ 
teonende Partei dränge dahin, durch Revolution ein neues Erbfolgerecht 
einzuführen; die Revolution ſei aber unter allen Umſtänden etwas Schreck⸗ 
liches. — Auf die von der Regierung verlangte Anleihe übergehend, ſagt 
Redner; in der hohen Politik dürfe man nicht auf Dankbarkeit rechnen, und 
in dieſem Gedanken möge die Staatsregierung die eingenommene Haltung 
bewahren. Demnächſt giebt der Redner einen Ueberblick der politiſchen Er⸗ 
eigniſſe ſeit dem Abſchluſſe der warſchauer Convention. Welcher Staaten: 
gruppe man ſich in künftigen Alligncen anſchließen folle, das ſei unbeftimmt; 
gewiß aber ei, bah mn ih nicht in Verwickelungen ſtürzen dürfe, aus 
denen nur Andere Vortheil ziehen können. — Er empfehle die Annahme der 
Adreſſe unter ausdrücklichem Hinweiſe auf ihren Schluß, welcher die Even⸗ 
AR . des geforderten Credites ſeitens des anderen Hauſes 
i uge faſſe. 5 5 

Ober ribunalsrath Dr. Heffter: Er ſei mit dem Inhalt der Adreſſe im 
Weſentlichen einverſtanden. Lediglich im Intereſſe des inneren Friedens und 
der Einigkeit wünſche er einige gegen das andere Haus gerichtete Proboca- 
tionen, die ein Präjudiz gegen deſſen Majorität enthielten, wegfallen zu ſehn. 

So wünſche er Er B., daß ſchon im erſten Abſatz der Ausdruck der Beſorg⸗ 

niß, daß das Abgeordnetenhaus den Credit verweigern oder an unzuläſſige 

Bedingungen knüpfen werde, fortgelaſſen werde. Ebenſo halte er den 13ten 
1 Abſatz, worin es heiße: „Wer die Krone durch Verſagung der hierzu erfor⸗ 

derlichen Mittel zu anderen Wegen ndͤthigen will, der greift in die Rechte 
der Krone ein; denn er ſtellt ſeinen Willen in Bezug auf die Wahl der 
Mittel über den ihrigen“ — für rein theoretiſch und deshalb überflüſſig. Er 
wünſche deshalb eine Theilung bei der Abſtimmung. Er hoffe, daß ſchließ⸗ 
lich noch das andere Haus den Credit bewilligen werde. Auf Grund dieſer 
Erwägung ſtelle er folgenden Verbeſſerungs⸗Antrag: Eine Theilung der 
Abſtimmung dahin zu veranlaſſen, daß in dem 1. Abſatz des Entwurfs das 
Wort „unzuläſſig“ und der 13. Abſatz fortgelaſſen werde. 
Baron v. Senfft⸗Pilſach: Der Widerſpruch, welcher von mehr als 
einer Seite gegen den Adreßentwurf erhoben worden ſei, habe ihn überraſcht, 
er ſei aber trotz deſſen überzeugt, daß in den wichtigſten Punkten auch die 
„Diſſentirenden mit ihm und der Majorität e on In Allen ſetze 
er eine gleiche Theilnahme voraus für unſere deutſchen Brüder in den Her⸗ 
zoethümern und ebenſo den gleichen Glauben an die unwandelbare Treue 
m Herzen des Königs gegen ſein eingeſetztes Wort. 
* Verwahrung aber müſſe er einlegen gegen die Behauptung (Tellkampfs), 
die londoner Verträge ſeien hinfällig, weil Dänemark ſeinen Verpflichtun⸗ 
gen nicht nachgekommen ſei. Zunächſt meine er, daß ein ſolcher Ausſpruch 
in dieſem Hauſe überhaupt nicht gethan werden dürfe; ſodann aber behaupte 
5 er, wenn A. mit B. einen Vertrag ſchließe, und B. erfülle denſelben nicht, 
ſo ſei A. darum durchaus noch nicht der Verpflichtung gegen dieſen Vertrag 
} ledig, ſondern könne nur darauf ausgehen, B. zur Erfüllung zu noͤthigen. 
Der letzte Satz der Adreſſe ſei angefochten worden, als ob er nicht conſtitu⸗ 
tionell ſei; aber die Treue gegen den König ſei älter, als jede Verfaſſung. 
Dieſe Treue habe das Herrenhaus ſtets bewährt und werde ſie auch ferner 
bewähren; damit werde es auch gleichzeitig den Vorwurf eines Mangels 
an Patriotismus zurückſchlagen, deſſen Grundloſigkeit er überdies im Stande 
ſei nachzuweiſen durch zahlreiche Zeugniſſe des Gegentheils aus dem Lande. 
Leider ſei es dahin gekommen, daß zwei Mächte im Lande ſeien, der Koni 
und die Fortſchrittspartei, welche Preußen den Großmachtskitzel austreiben 
wolle. Fortſchrittspartei wolle jetzt, wo wir den ſchwierigſten Verwicke⸗ 
lungen entgegengehen, die alte Organiſation des Heeres erſchüttern, d. h. ſo 
viel, als dem Feinde das Land überliefern. Ueber das Verhalten, welches 
an einem Orte am anderen Ende der Leipzigerſtraße zu dieſer Frage beliebt 
worden ſei, wolle er nicht urtheilen. Er appellire nur an die vielen einſich⸗ 
tigen und erfahrenen Männer dieſes Hauſes, die auf diplomatiſchen Poſten 
in hohen Würden eine lange ehrenvolle Carriere zurückgelegt, daß Preußen 
ſeit 50 Jahren keine ſo ſelbſtſtändige unabhängige Politik verfolgt habe, als 
jetzt. Er ſtimme der Adreſſe mit Freuden bei, deren Hauptſinn der ſei, Sr. 
Majeſtät dem Könige zu erklären, daß wir zu ihm ſtänden, daß wir dankbar 
anerkennen, was er gethan und vertrauensboll auf die * — ſeiner Regie⸗ 
rung blickten, namentlich aber auch die ausgezeichneten Leiſtungen des Herrn 
Miniſterpräſidenten. (Bravo.) 8 
A. Hr. v. Gruner verzichtet auf das Wort im Hinblick auf die beredten 
Worte des Grafen Reventlow. 

Graf Brühl äußert Bedenken gegen den Paſſus der Adreſſe: „Auch 
das Herrenhaus würde mit Freuden einen deutſchen Fürſten als Herrſcher 
jener deutſchen Lande begrüßen,“ Auch der König von Dänemark ſei ja ein 
deutſcher Prinz. Wenn ferner in dem Entwurfe von dem Wunſche des 
deutſchen Volkes die Rede ſei, finde er das bedenklich, wenn er auch wiſſe, 
daß die Antragſteller das deutſche Volk nicht mit dem Nationalvereine 
* verwechſelten. Einer der Antragſteller hatte ihm zwar dieſe Stelle als einen 
ſtyliſtiſchen Zierrath bezeichnet; er trete aber nicht gern mit einer Phraſe vor 
den Thron. Er halte es überhaupt für ein Uebel, daß die vermeintlichen 
Rechte der Völker immer höher als die der Fürſten geſtellt werden. Er 
werde indeß für die Adreſſe ſtimmen, weil ſie im Großen und Ganzen den 
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bote zu ſtellen. 8 ; a 

Hr. v. Kleiſt⸗Retzow: Glücklicherweiſe ſeien die Verhandlungen in den 
Landesvertretungen nicht von ſolchem Gewicht, wie die Verhandlungen der 
Kabinette. Das Haus habe die Pflicht, ſeine Uebereinſtimmung und Ans 
erkennung dem Miniſterium auszusprechen, nicht ihm Vorſchriften zu machen. 
Es komme darauf an, das Miniſterium zu ſtärken, damit es die Politik, die 
es für die rechte halte, weiter verfolge. — Preußen könne ohne weſentliche 
Schädigung ſeiner innern und äußern Stellung nicht unterlaſſen, mit aller 
Macht es durchzuführen, daß die Berechtigung der Herzogthümer anerkannt 
werde. Preußen und Deutſchland wollten biete Rechte gegenwärtig zur Gel: 
5 bringen. Deutſchland wolle gegenwärtig thatſächlich ſeine Einigkeit be⸗ 
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weiſen und nun ſage eine Partei: nein, wir bewilligen nichts, wenn nicht 
unjere Intentionen befolgt werden. Dies gebe den Beweis, daß an eine 
Einigkeit Deutſchlands wohl auf lange noch nicht zu denken ſei. Wie ſtimme 
es mit der Wahrung der Ehre des Landes überein, wenn Preußen jetzt rüſte 
und man verweigere der Regierung die Mittel, den Rüſtungen Nachdruck zu 
geben. Die vielgeſchmähten deutſchen Regierungen brächten jetzt den Her⸗ 
ogthümern Opfer, um ihr Recht zu vertreten und die ſogenannten Volks⸗ 
ande hätten nichts weiter, als Redensarten, als „Wenn's und Aber's“. 
Die Succeſſionsfrage würde viel leichter zu löſen fein, wenn die Executions⸗ 
truppen erſt in Holſtein ftänden. Die Lage der Herzogthümer ſei ſeit 1848 
nicht ſo gut geweſen, wie gegenwärtig. Die er hätten für ſich 
ihr von ganz Europa anerkanntes Recht, ſie hätten für ſich den Bundes⸗ 
sr und endlich die Anerkennung Europa's für die Durchſetzung dieſer 
ecution. 
5 Wie könne die Volksherrſchaft, d. h. die Demokratie irgend eine Sympa⸗ 
thie für einen legitimen Fürſten haben? Freute ſie ſich nicht, wie dem legi⸗ 
timen Herrſcher gan und Eigenthum in der Lombardei genommen wurde? 
Gegenwärtig exiſtire wieder eine Bewegung gegen das legitime alte Europa, 
wie 1848; es ſeien dies Folgen des aus der franzöſiſchen Revolution gebo⸗ 
renen Nationalitätsprincips. Das Haus dürfe ſich nicht in den Strudel der 
Bewegung bineinreißen laſſen, denn ſonſt würden alle wohlerworbenen Rechte 
r die Herzogthümer wieder verloren gehen. Mit mehr Dreiſtigkeit als 
biheit habe man die legitime Erbſolge des Herzogs von Auguſtenbur 
behauptet. Man ſtütze ſich zunächſt auf den offenen Brief König Friedri 
Wilhelm IV. an die Herzogthumer. Der Miniſter, der dem König zu dieſem 
Briefe gerathen habe, habe dadurch eine ſchwere Verantwottlichkeit uns und 
den armen Herzogthümern gegenüber übernommen. — Der Redner verſucht 
demnächſt an der Hand des Pernice'ſchen Gutachtens den Nachweis, daß 
auch andere Erbanſprüche 25 gemacht werden könnten; z. B. die der 
ruſſiſch⸗gottorp'ſchen Linie. Redner geht auf den zwiſchen Großfürſt Paul und 
König Chriſttan VII. im J. 1773 abgeſchloſſenen Tauſchvertrag ein. 
6 Möͤglicherweiſe habe Dänemark ein ſchlechtes Geſchäft bei dieſem Vertrage 
gemacht, Thatſache aber ſei es, daß Rußland dadurch das Recht erlangt habe, 
nach dem Ausſterben der königlichen Linie den Gottorp'ſchen Antheil von 
Holſtein wieder an ſich zu nehmen, und dies allein 7 ſchon genügen, 
die Einwendungen gegen das londoner Protokoll, welches den ſofortigen 
Heimfall aufgehoben habe, zu beſeitigen. Redner vertieft ſich in die Perni⸗ 
ce'ſchen Erörterungen der Familienverträge unter den verſchiedenen holſtein⸗ 
ſchen Fürſtenlinien, und fährt fort, die Stimmung in den Herzogthümern ſei 
thatſächlich eine andere, als von . Seite te werde. Zur Er: 
oͤrterung dieſer Behauptung verlieſt Redner eine Stelle aus dem Schreiben 
eines holſtein ſchen Geiſtlichen, an deſſen Schluſſe es heißt: „Gott ſchütze uns 
vor Auguſtenburg und unſern demokratiſchen Freunden in Beutſchland; aber 
auch vor Denen, welche die däniſche Monarchie zerſtören, den Eiderdänen; 
wir wollen mit Dänemark in Perſonalunion verbunden bleiben, wie dies un⸗ 
fer altes Landesrecht war, nur daß den däniſchen Vexationen ein Ende ge: 
maacht werde.“ Was das Haus der Abgeordneten betreffe, jo ſei das 
Steuerbewilligungsrecht der Landesvertretung vom Könige gewährt worden, 
weil davon eine größere Sparſamkeit in der Verwaltung und eine kräftigere 
Einheit der Action gehofft worden ſei, nicht aber als ein Mittel, um die 
Monarchie unter die Füße zu treten und die Fürſten zu hindern, ihre 


a Sinn habe, Sr. Majeſtät die Mittel für feine Politik bedingungslos zu Ge⸗ 
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Pflichten gegen die Machtſtellung des Staats zu erfüllen. die neue 
Aera die Monarchie entfeſſelt, ſo habe ſchon ein geht 7 dei 5 
gen Regimentes die glänzendſten Reſultate gehabt. ie Entſcheidun 


volniſchen Frage, die Verhinderung eines Bündniſſes zwiſchen R 2 u 
hen de und neuerdings die Herſtellung des natürlichen Verhältniſſes zwi⸗ 
' en Preußen und Oeſterreich. 

Die Alternative liege ſo: entweder hört Preußen auf, Großmacht zu ſein, 
läßt ſich den „Großmachtskitzel“ austreiben, oder die Revolution zerſchellt an 
dieſem Felſen. Dem Grafen Reventlou bemerke er, daß er nicht fühlen 
könne, was ein preußiſches Herz bewege: Preußens Weſen und Intereſſen 


irgend eines Hauſes; der Glaube an Preußens Zukunft unter ſeinen Königen 

habe ein anderes Panier: das ſei die alte preußiſche Treue, die ſich von 

9 * Sohn und Enkel, von Geſchlecht zu Geſchlecht vererbe. (Lebhaftes 
ravo. 

Es iſt ein Antrag auf Schluß der Debatte eingegangen; der Präſident 

hält es aber für im Intereſſe des Hauſes liegend, noch den einzig zum 
Worte gemeldeten Redner, Fürſten Radziwill zu hören. 
Fürſt Wilhelm Radziwill: Er ſei mit dem Adreßentwurf vollſtändig 
einverſtanden und wolle nur in dem Paſſus: „Aber dies kann kein Grund 
ſein, die Mittel zu verſagen, welche zunächſt zur Pflichterfüllung gegen⸗ 
über dem deutſchen Bunde, und nöthigenfalls zur Vertheidigung Preußens, 
auf dem Wege einer energiſchen Forderung der Verfaſſungsrechte der deut⸗ 
ſchen Herzogthümer erforderlich ſind, ſtatt des Wortes „Vertheidigung“ das 
Wort „Rüſtung“ geſetzt haben, da auch eine Offenſive Preußens gegen 
Dänemark ſtattfinden könne. a 

Damit iſt die Debatte geſchloſſen. 

Graf Arnim bemerkt in Form einer thatſächlichen Berichtigung, daß das 
Wort „Vertheidigung“ mit Bezug auf die Motive der Re ierungsvorlage ge⸗ 
braucht worden ſei. Es folgen noch einige thatſächliche richtungen des 
Herrn Dr. Heffter hinſichtlich des Pernice'ſchen Gutachtens und des Gene⸗ 
rals v. d. Gröben⸗Neudörffchen, welcher letztere die Offenſive für die 
beſte Art der Vertheidigung erklärt. — Der Antragſteller Graf Arnim und 
der Berichterſtatter v. Meding verzichten auf das Wort. — Es folgt die 
Abſtimmung. 

Die Heffter'ſchen Amendements werdnn faſt einſtimmig abgelehnt, der 
Adreßentwurf — m Namensaufruf — faſt einſtimmig angenommen; da⸗ 
gegen vielleicht fünf bis ſechs Mitglieder. — Es iſt troß der Beleuchtung im 
Saale jo dunkel, daß fi die Phyſiognomien nicht mehr erkennen laſſen. 

Der Präſident, fordert die anweſenden Mitglieder auf, die Adreſſe ſofort 
nach Schluß der Sitzung zu unterzeichnen. — Die nächſte Sitzung wird, 
falls nicht beſondere Zwiſchenfälle eintreten, erſt im neuen Jahre ſtattfinden. 
— Schluß der Sitzung gegen 4 Uhr. 


Berlin, 21. Dez. [Ihre Majeftät die Königin] wohnten 
geſtern dem Gottesdienſte in der Kapelle des Krankenhauſes Bethanien 
bei. Das Familiendiner fand wegen Unwohlſeins Sr. Majeſtät des 
Königs nicht ſtatt. Ihre königl. Hoheiten der Kronprinz und die Kron⸗ 
prinzeſſin werden am 23ften von Karlsruhe hier eintreffen. (St.⸗A.) 

[Der Miniſterpräſident v. Bismarck] empfing geſtern den 
öſterreichiſchen Geſandten, und nachdem er einer Commiſſtonsſitzung im 
Herrenhauſe beigewohnt, conferirte er läugere Zeit mit dem engliſchen 
Botſchafter. 

[Zur Unterſuchung gegen den Dber-Regierungs: Rath 
Jacobi.] George Levine iſt der Name des hieſigen Vertreters der 
Geſellſchaft „Albert“. Die Intimität der Herren Wagener und Ge⸗ 
noſſen zu demſelben erregen um ſo mehr Aufmerkſamkeit, als die Ober⸗ 
Aufſichtsbehoͤrde, welche Geheime Rath Jacobi vertritt, ſich veranlaßt 
gefunden, auf die Operationen der Geſellſchaft „Albert“ ein beſonderes 
Augenmerk zu richten. f 

Deut ſchlan d. 

Frankfurt a. M., 21. Dezbr. [Die Reſolutionen des 
Abgeordnetentages.] Der Abgeordnetentag beſchloß ſoeben ein⸗ 
ſtimmig unter rauſchendem Beifall der Gallerien nachſtehende Erklärung: 

Die wirkſame Sicherung der Rechte Deutſchlands in Schleswig⸗Hol⸗ 
ſtein beruht auf der Lostrennung der Herzogthümer von Däne⸗ 
mark. Der Tod Friedrichs VII. hat ihre Verbindung mit Dänemark 
gelöſt. Der londoner Vertrag vom 8. Mai 1852 iſt ohne die Zu⸗ 
ſtimmung der Volksvertretungen und der berechtigten Agnaten zu Stande 
gekommen und vom deutſchen Bunde nicht anerkannt; derſelbe begrün⸗ 
det kein Thronfolgerecht Chriſtians IX. in Schleswig⸗Holſtein. Kraft 
unzweifelhaften Rechtes iſt Herzog Friedrich von Schleswig⸗Holſtein⸗ 
Sonderburg⸗Auguſtenburg zur Erbfolge in den Herzogthümern berufen. 
Die Geltendmachung der Thronfolge Herzogs Friedrich iſt zugleich 
Geltendmachung der Rechte Deutſchlands an Schleswig⸗Holſtein. Hieraus 
entſpringt Verpflichtung des deutſchen Volkes für ſeine verletzte Ehre, 
für fein gefährdetes Recht, für feine unterdrückten Stammesgenoſſen 
und ihren rechtmäßigen Fürſten jedes nöthige Opfer zu bringen. Ein⸗ 
müthig in dieſer Anſchauung übernehmen die hier verſammelten Mit⸗ 
glieder deutſcher Landesvertretungen die Verpflichtung, mit allen geſetzlich 
zuläſſigen Mitteln in ihrem Wirkungskreiſe dahin zu ſtreben, daß 


1) wo und ſoweit dies nicht bereits erfolgt, das Recht Herzogs Frie⸗ 


drich anerkannt, und die Anerkennung durch den Bund erwirkt 
werde; 

2) ohne Rückſicht auf fremden Einſpruch dieſem Rechte Geltung ver: 
ſchafft, die Trennung der Herzogthümer von Dänemark vollzo⸗ 
gen, ihre Selbſtändigkeit und unzertrennliche Verbindung ſofort 
hergeſtellt werde. 

Sie verpflichten ſich ferner, diejenigen deutſchen Regierungen zu un⸗ 
terſtützen, welche für das volle Recht der Herzogthümer ehrlich und 
thatkräftig eintreten und diejenigen Regierungen mit allen verfaſſungs⸗ 
mäßigen Mitteln zu bekämpfen, welche das Recht und die Ehre Deutſch⸗ 
lands in dieſer Sache preisgeben. 

Sodann wurde nach bewegter Discuſſion nahezu einſtimmig nach⸗ 
ſtehender Antrag mehrerer Ausſchußmitglieder angenommen: Die Ver⸗ 
ſammlung beſtellt einen Ausſchuß von 36 Mitgliedern als Mittelpunkt 
der geſetzlichen Thätigkeit der deutſchen Nation für die Durchführung 
der Rechte der Herzogthümer Schleswig-Holſtein und ihres rechtmäßi⸗ 
gen Herzogs Friedrich VIII. Der Ausſchuß iſt ermächtigt, eine aus 
einer kleinen Zahl von Perſonen beſtehende Commiſſton für die ge⸗ 
ſchäftliche Leitung einzuſetzen. Der Ausſchuß kann nach Lage der Um⸗ 
ſtände eine abermalige Verſammlung von Mitgliedern der deutſchen 
Landesoertretungen berufen. 

Frankfurt a. M., 21. Dez. (In den Centralausſchuß 
des Abgeordnetentages] wurden mit Cooptationsrecht gewählt: 
Ludwig Seeger, Fetzer aus Würtemberg; Häuſſer, Bluntſchli aue Ba⸗ 
den; Siegmund Müller, Georg Varrentrapp aus Frankfurt; Lang aus 
Naſſau; Metz aus Darmſtadt; Nebelthau aus Kurheſſen; Fries aus 
Weimar; Streit aus Koburg; Henneberg aus Gotha; Bennigſen aus 
Hannover; Miquel aus Göttingen; Vieweg aus Braunſchweig; Pfeiffer 
aus Bremen; Godefroy aus Hamburg; Wiggers aus Holſtein; Haber⸗ 
korn, Mammen aus Sachſen; Karl Barth, Kolb, Völk, Krämer, 
Fäuſtel aus Baiern; Rechbauer, Fleckh, Groß aus Oeſterreich; v. Un: 
ruh, Löwe, Schulze⸗Delitzſch, Franz Duncker, Hoverbeck, Tweſten, Pauli, 
Sybel aus Preußen. Die genaue Zahl der verſammelten Abgeordneten 
betrug 484 (alſo nicht 900). 


Meleerslogiſche Beobachtungen. 


Der Sa de rd. Luft⸗ Wind⸗ 
in Hneifsk Einen ole Fem gerd Rp Kiel, [Herne - Mettir 
tur der Luft nach Neaumur rometex. ratur. Störe. 
5 — —— areas n ann. 
Breslau, 21. Dez. WU. Ab.] 330,95 3,0 W. I. Trübe. 
22. Dezbr. 6 U. Mrg.] 326,32. 3,4 S. 2. Webedt. Regen. 


hängen nicht ab von conſtitutionellen Formen und Majoritätsabſtimmungen 


zu bedeutend herabgeſetzten 


e 


Rente 71, 40. 
Spanier —. 


eldknappheit drückte. öprozentige 
1854er Looſe 92, 75. 


Credit⸗Aktien 183, 80. 
117, 90. Hamburg 88, 70. 
bahn 154, 50. Neue Looſe 140, 80. 
bahn 251, —. . 
ankfurt a. M., 21. Dez., Nachm. 2% Uhr. Sehr feſte Haltung in öſterr. 
Spekulations⸗Papieren. Böhmiſche Weſtbahn —. Finnländiſche Anleihe —. 
Schluß⸗Courſe: Ludwigsh.⸗Berbach 139%. Wiener Wechſel 97%. Darmſt. 
Hank⸗Aktien 215. Darmſt. Zettel⸗Bank 248%. Sproz. Metalliques 59%, 
4%proz. Metall. 52%. 1854er Looſe 7544. Oeſterr. National⸗Anleihe 64%. 
Deiterr.sgranz. Staats⸗Eiſenbahn⸗Attien —. Defterr. Bankantbeile 774. 
Deſterreich. Credit⸗Aktien 179. Neueſte öſterreich. Anleihe 77 71. Oeſterr. 
Shfabetbahn —. Nbein⸗Nabebahn 24%. Heſſiſche Ludwigsbahn 123. 
Hamburg, 21. Dezbr., Nachm. 2 Uhr 30 Min. Anfangs niedriger, 
ſchloß die Vörje feſt. Geſchäft gering. Wetter regneriſch und unangenehm. 
Schluß ⸗Courſe: Natlonal⸗Anl. —. Oeſterr. Credit⸗Attien 757. Bereins⸗ 
dank 104%, Norddeutſche Bank 102%, Nheiniſche —. Nordbahn - 
Hamburg, 21. Dez. [Getreibemarkt! in faſt allen Artikeln nomi⸗ 
nell, unverändert und ſehr geſchäftslos. Oel matter, loco und pr. Dez. 23%, 
pr. Mai 21. Zink verkauft loco 1000 Ctr. 11%, . ; 
Amſterdam, 21. Dezember. Getreidemarkt (Schlußbericht). Weizen 
ſtill. Roggen, loco unverändert, pro März 1 Fl. niedriger. Raps, Okto⸗ 
ber 68%. Rüböl Mai 38%, Herbſt 38%. 


Berliner Börse vom 21. Dezember 1863. 
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E EBENE 7 
r Breslau, 22. Dezbr. Wind: Süd⸗Weſt. Wetter: regnicht. Ther⸗ 
ometer Früh 3 Wärme. Der Waſſerſtand der Oder hält ſich. Die Zu⸗ 
hren von Weizen waren heut nicht unbeträchtlich, von anderen Getreide⸗ 
gattungen kaum mittelmäßig, die Kaufluſt blieb im Allgemeinen ſchwach. 


Weizen bei ſchleppendem Geſchäft, pr. 84 Bio, weißer 52 — 67 Sgr. 
2 5 53 60 Sgr., feinſte Sorten über Notiz bezahlt. — Roggen bel 
chwachem Angebot 


faut Waare in Mittelſorten mehr beachtet, pr 84 Pfd. 
39—40—42 Sgr., feinſter über Notiz zu bedingen. — Gerſte ſchwer ders 
käuflich, pr. 70 Pfd. weiße 35—37 Sgr., gewöhnliche 30—34 Sgr. — Hu: 
ter feſt, pr. 50 Pfd. 27 — 29 Sgr. — Erbſen wenig beachtet. — Wien 
ſchwach beachtet. — Schleſiſche Bohnen fill, — Schlaglein vernachläſſigt. 

— Oelſaaten bei reichlichem Angebot unverändert — Rapskuchen 
feſt, 4852 Sgr. pr. Cinr. 


Sgr. pr. Schff. Sgr. pr. Sch. 
eißer Weizen 53—62—67 Wicken 1 15—47. 50 
Gelber Weizen 52—57—61 Sgr. pr. Sack a 150 Bio. Brutto 
Hege ä 39—41—43 Schlag⸗Leinſaat 150—165— 185 
erffe 30—33—37 Winter⸗NMaps 184— 194-204 
Hafer . 26—28—30 Winter⸗Rübſen 73—180 193 


erbſen 45--50—54 Sommer⸗Rübſen 145155 167 
Kleeſaat — feſt, — rothe ordinäre 10% —11½ Thlr., mittle 11% 
bis 12% Thlr., feine 13—13% Thlr., hochfeine bis 14 Ton, — weite 
ordinäre 10--12% Thlr., mittle 13 15 % Thlr., feine 16%—17% Thlr., 
hochfeine 18—19 Tblr. pr. Cir. 9 
Thymothee fehlt, 6—8 Thlr. pr. Centner. a \ | 
Kartoffeln or, Sad & 160 Pfd. Netto 26 —36 Sgr., Mete 14 —1% Sgr. 
Vor der Börſe. 1 
Rohes Rüböl pr. Ctr. loco 11% Thlr., Dezember 11% Thlr., Frühjahr 
11 Tylr. — Spiritus pr. 100 Quart à 80 % Tralles loco und Dezember 
13% Zble,, pr. Frühjahr 14% Thlr. ö 


Ausverkauf von Spielwagren. 


Um mit den Spielwaaren bis zum Feſte zu räumen, werden dieſelben 
reiſen verkauft. [5786] 


te Etage, Becherſeite. 
Weihnachtsſtriezel, | 


beſter Qualität und auffallender 
Größe, empfiehlt die Bäckerei 
Kupferſchmiedeſtraße 26, 
f Stockgaſſen⸗Ecke. [6358] 


Verantwortlicher Redacteur: i, Stein. . 4 
Druck von Graß. Barth und Scmy. (W. Friedrich) in Breslau. 


Ring 15, er 


